
 
1 
 

 

 
.   

  

 

 
 
 
 

 
 
 
 

  

 
 
 
 
 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

Splitter aus dem Kreistag 

 

 
 
 
 
 
 

rechtssichere Antwort zu erhalten, hat der 
Kreistag im Februar beschlossen, eine un-
abhängige, externe Anwaltskanzlei mit der 
Untersuchung des Vorgangs zu beauftra-
gen. Da die Landrätin ihre Besorgnis der 
eigenen Befangenheit erklärte, übernahm 
der 1. stellvertretende Landrat Justus 
Schmitt (CDU) die Koordination des Auf-
arbeitungsprozesses. In diesem Rahmen 
sichteten die externen Prüfer mehr als 300 
Dokumente mit einem Umfang von rund 
3.500 Seiten und führten viele Gespräche 
mit beteiligten Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern. 

Am 3. Juni stellten Justus Schmitt und die 
beauftragte Kanzlei nun den Bericht im 
Rahmen einer Sondersitzung des Hauptaus-
schusses der Politik und Öffentlichkeit vor. 
Schnell wurde klar, dass die Ursachen weit 
über einen einzelnen Fehler hinaus reichen. 
Die Gutachter beschreiben organisatorische 
Schwächen bei Zuständigkeiten, Informati-
onswegen, Fristenkontrolle und Controlling. 
Gleichzeitig macht der Bericht aber auch 
deutlich, dass es nicht um die Suche nach 
einzelnen Schuldigen geht. Zwar wird indi-
viduelles Fehlverhalten in dieser Angele-
genheit für Einzelne nicht folgenlos bleiben. 
Aber vielmehr steht die Frage im Mittel-
punkt, wie die Kreisverwaltung künftig noch 
besser organisiert und gesteuert werden 
kann. 

Die Untersuchung liefert dafür einen um-
fangreichen Katalog an Handlungsempfeh-
lungen. Sie reichen von klareren Verant-
wortlichkeiten über ein verbessertes Fri-
stenmanagement bis hin zu stärkeren Kon-
troll- und Berichtssystemen. Ziel ist eine 
Verwaltung, die Risiken früher erkennt, 
Informationen besser bündelt und Ent-
scheidungen auf einer noch verlässlicheren 
Grundlage trifft. Mit der Vorlage des Be-
richts ist die Aufarbeitung deshalb aber 
nicht beendet. Im Gegenteil: Die eigent-
liche Arbeit beginnt jetzt. Politik und Verwal-
tung müssen die gewonnenen Erkenntnisse 
nutzen, um die vorgeschlagenen Verbesse-
rungen Schritt für Schritt umzusetzen. 

Für die CDU-Kreistagsfraktion ist dabei ei-
nes besonders wichtig: Der Bericht zeigt 
Defizite auf, macht aber zugleich deutlich, 
dass die große Mehrheit der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter täglich engagierte 
und verantwortungsvolle Arbeit leistet. Ge-
rade deshalb müssen die organisatorischen 
Rahmenbedingungen so weiterentwickelt 
werden, dass Fehler künftig früher erkannt 
und vermieden werden können. 

 

 

Es geht um 6,8 Millionen Euro 

In der Öffentlichkeit und in den Medien 
geistert seit Anfang dieses Jahres, als es 
erstmals im Hauptausschuss thematisiert 
wurde, das Gerücht einer möglichen Ver-
untreuung von Millionen von Euros herum. 
Der NewsLetter Nr. 88 sprach von „einer 
Verkettung unglücklicher Umstände und 
verwaltungsseitigem Versagen“. 

In der Zwischenzeit sind die die Zusammen-
hänge und Tatumstände weitgehend aufge-
arbeitet. Der NewsLetter versucht, den Vor-
gang um die Erstattung von Sozialleistun-
gen durch das Land Schleswig-Holstein an 
den Kreis Pinneberg, bei dem es um die 
Summe von 6,8 Millionen Euro geht, zu er-
hellen – wahrlich kein Pappenstiel für den 
finanziell angeschlagenen Kreis Pinneberg. 

Um es von vornherein klarzustellen: Dieses 
Geld ist nicht etwa unrechtmäßig ausgege-
ben worden. Die Leistungen für die soge-
nannte „Gesundheitskarte“ von Asylbe-
werberinnen und Asylbewerbern wurden 
erbracht und die Ausgaben waren auch 
grundsätzlich gegenüber dem Land Schles-
wig-Holstein erstattungsfähig. Allerdings 
wurden die erforderlichen Erstattungsan-
träge an das Land über mehrere Jahre hin-
weg nicht gestellt. Als der Fehler 2023 inner-
halb der Kreisverwaltung entdeckt wurde, 
waren große Teile der Ansprüche bereits 
verfallen. 

Natürlich stellten Politik und Öffentlichkeit 
deshalb die entscheidende Frage: Wie konn-
te das passieren?  Um eine umfassende und  
 

 

 
Justus Schmitt (CDU), 1. Stellvertretender Landrat 
des Kreises Pinneberg  
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Liebe Leserinnen und Leser, 
 

nachdem die letzten zwei Monate eher als 
beschaulich zu bezeichnen waren, überstürz-
ten sich die Ereignisse in den letzten Tagen. 
Das ist auch der Grund, warum der NewsLetter 
Nr. 90 vergleichsweise spät in diesem Monat 
erscheint. Die Redaktion wollte noch die Haupt-
ausschusssitzung am 3. Juni abwarten, in der 
erstmalig der Bericht der Anwaltskanzlei dis-
kutiert wurde, der Aufschluss geben sollte über 
die Verantwortlichkeiten bei der Affäre um die 
Erstattung von Sozialleistungen durch das Land 
Schleswig-Holstein an den Kreis Pinneberg. 
 
Mein 1. Stellvertreter Justus Schmitt, der gleich-
zeitig Stellvertreter der Landrätin ist, spielte 
dabei eine gewichtige Rolle: So koordinierte er 
den Prozess zur Aufarbeitung der Umstände 
bei der Erstattung von Sozialleistungen durch 
das Land Schleswig-Holstein, durch die dem 
Kreis ein Verlust von bis zu 6,8 Mio. Euro 
droht. Jetzt gilt es, die richtigen Schlüsse aus 
den Handlungsempfehlungen der Anwaltskanz-
lei für eine wirksame Kontrolle der Verwal-
tungstätigkeit beim Kreis Pinneberg zu ziehen 
und gemeinsam mit den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern in der Realität umzusetzen.  
 
Inzwischen hat Justus Schmitt auch seine Kann-
didatur für das Amt des Landrats im Kreis 
Pinneberg erklärt. Darüber wird der News-
Letter in seiner nächsten Ausgabe ausführlich 
berichten. Die CDU-Fraktion gibt zur Zeit den 
sechs aus ihrer Sicht aussichtsreichsten Kandi-
daten Gelegenheit, sich persönlich in der Frak-
tion zu zeigen und ihre Vorstellungen von einer 
möglichen Amtsführung darzustellen. Dabei 
werden wir allen Bewerbern gegenüber offen 
sein. 

 
Mit herzlichen Grüßen, 
 

 
Britta Krey 
Fraktionsvorsitzende 
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Politik mahnt Transparenz an 
Handlungsempfehlungen an Verwaltung und politische Gremien für einheitlichere Standards bei Dokumentation, Aktenführung und Informationsweitergabe 

Justus Schmitt: „Moderne Verwaltungen sind 
hochkomplexe Organisationen. Viele Aufga-
ben werden nicht innerhalb eines einzigen 
Fachbereichs erledigt, sondern entstehen an 
den Schnittstellen unterschiedlicher Zustän-
digkeiten. 

Genau dort sehen die Prüfer ebenfalls Ver-
besserungsbedarf. Informationen seien teil-
weise nicht konsequent weitergegeben wor-
den. Zuständigkeiten seien nicht immer 
eindeutig gewesen. Erkenntnisse aus einem 
Bereich hätten nicht automatisch zu Reak-
tionen in anderen Bereichen geführt. 

Vereinfacht gesagt: Die einzelnen Zahnräder 
der Organisation funktionierten grundsätzlich 
– sie griffen aber nicht immer präzise genug 
ineinander. 

Besonders deutlich wird dies auch beim The-
ma Fristenmanagement. Gerade wenn finan-
zielle Ansprüche innerhalb bestimmter Fristen 
geltend gemacht werden müssen, darf eine 
Verwaltung nicht allein darauf vertrauen, 
dass einzelne Personen alle relevanten Ter-
mine dauerhaft im Blick behalten. Erforderlich 
sind vielmehr Systeme, die automatisch erin-
nern, kontrollieren und warnen. 
 

NewsLetter: Nach Einschätzung der Gutachter 
fehlten solche Mechanismen in Teilen der 
Organisation oder waren nicht ausreichend 
ausgeprägt.  

Justus Schmitt: „Deshalb empfehlen sie den 
Aufbau eines deutlich systematischeren Fri-
stenmanagements mit verbindlichen Kontroll- 
und Eskalationswegen. 

Eng damit verbunden ist das Thema Control-
ling. Der Bericht stellt fest, dass wichtige 
Informationen zwar vorhanden waren, daraus 
aber nicht immer die notwendigen Steue-
rungsimpulse entstanden. Risiken wurden 
teilweise nicht in einer Form sichtbar ge-
macht, die eine frühzeitige Reaktion ermög-
licht hätte. 

Die Prüfer empfehlen daher eine Stärkung des 
zentralen und dezentralen Controllings, klare-
re Berichtspflichten und eine bessere Aus-
wertung vorhandener Daten. Ziel ist es, Auf-
fälligkeiten früher zu erkennen und Ent-
wicklungen rechtzeitig zu bewerten, bevor 
daraus größere Probleme entstehen“. 
 

NewsLetter: Auch das Wissens- und Informa-
tionsmanagement spielt im Bericht eine wich-
tige Rolle. Worauf zielen die Prüferdamit ab? 

Justus Schmitt:  „In einer modernen Verwal-
tung darf entscheidendes Wissen nicht von 
einzelnen Personen abhängig sein. Informa-
tionen müssen nachvollziehbar dokumentiert, 
strukturiert abgelegt und jederzeit auffindbar 
sein. 

Der Bericht empfiehlt deshalb einheitlichere 
Standards bei Dokumentation, Aktenführung 
und Informationsweitergabe. Wissen soll stär-
ker in der Organisation verankert werden und 
nicht an einzelnen Stellen verloren gehen“. 
 

NewsLetter: Besondere Aufmerksamkeit 
widmen die Prüfer außerdem den Möglichkeiten 
digitaler Unterstützung.  

Justus Schmitt: „Viele moderne Verwaltungs- 
verfahren bieten heute die Möglichkeit, Risiken 

 

automatisiert zu erkennen, Fristen zu über-
wachen oder Auffälligkeiten frühzeitig sichtbar zu 
machen.  Der Bericht sieht hier Potenziale, die 
künftig stärker genutzt werden sollten. 

 

Aus den festgestellten Schwächen leitet die 
Untersuchung einen umfangreichen Katalog von 
Handlungsempfehlungen ab. Dabei richtet sich 
der überwiegende Teil der Vorschläge an die 
Verwaltung selbst, ein anderer Teil an die 
politischen Gremien. Für die Verwaltung stehen 
vor allem organisatorische Verbesserungen im 
Mittelpunkt. Klare Zuständigkeiten, verbindliche 
Abstimmungsprozesse, stärkere Kontrollen und 
ein modernes Risikomanagement sollen dazu 
beitragen, Fehler künftig früher zu erkennen und 
zu vermeiden“. 
 

NewsLetter: Für die politische Ebene geht es 
insbesondere um Transparenz und Information.  

Justus Schmitt: Der Kreistag soll bei finanziell 
bedeutsamen oder risikobehafteten Vorgängen 
frühzeitiger eingebunden werden. Berichtswesen 
und Kommunikation sollen so weiterentwickelt 
werden, dass politische Entscheidungen auf einer 
möglichst vollständigen Informationsgrundlage 
getroffen werden können. 

 

NewsLetter: Welches Urteil fällt der Bericht über 
die Kreisverwaltung?  

Justus Schmitt: „Wer den Bericht insgesamt 
betrachtet, erkennt eine wichtige Botschaft. Die 
Prüfer zeichnen keineswegs das Bild einer Ver-
waltung, in der grundsätzlich schlecht gearbeitet 
wird. Vielmehr stellen sie fest, dass bereits heute 
zahlreiche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter kon-
tinuierlich daran arbeiten, Probleme zu lösen und 
Prozesse zu verbessern. 

Auch der ursprüngliche Fehler wurde schließlich 
nicht erst durch externe Prüfer entdeckt, sondern 
bereits im Rahmen einer internen Analyse 
innerhalb der Verwaltung selbst aufgedeckt. 
Zudem wurden bereits erste Verbesserungs-
maßnahmen eingeleitet, etwa im Bereich der 
Abrechnungskontrolle und des Controllings. 

Gerade deshalb sollten die Ergebnisse der 
Untersuchung nicht als Schlussstrich verstanden 
werden. Der eigentliche Wert des Berichts liegt 
darin, dass er konkrete Ansatzpunkte für Ver-
besserungen aufzeigt. 

 

NewsLetter: Welche Lehre ziehst Du aus dem 
Bericht? 

„Eine gut funktionierende Verwaltung braucht 
klare Strukturen, funktionierende Kontrollmecha-
nismen, verlässliche Informationswege und eine 
enge Zusammenarbeit über Fachbereichsgrenzen 
hinweg. Der Abschlussbericht liefert dafür einen 
umfassenden Fahrplan. Nun kommt es darauf an, 
die Empfehlungen konsequent umzusetzen. Ge-
lingt dies, kann aus einem schwerwiegenden 
Vorgang am Ende etwas Positives entstehen: eine 
noch leistungsfähigere und widerstandsfähigere 
Verwaltung für die Bürgerinnen und Bürger im 
Kreis Pinneberg“. 
 

NewsLetter: Vielen Dank für die offenen Worte 
und die sachliche Aufklärung! 

NewsLetter: Mit der Einführung der elektro-
nischen Gesundheitskarte für Leistungsbe-
rechtigte nach dem Asylbewerberleistungs-
gesetz wurden innerhalb der Verwaltung 
neue Buchungs- und Abrechnungswege ein-
gerichtet. Wie kam es zu dem Fehler? 
 

Justus Schmitt: „Dabei wurde ein Konto 
fehlerhaft eingeordnet und anschließend 
nicht in die bestehende Erstattungs-
systematik aufgenommen. Die Folge: Über 
mehrere Jahre hinweg wurden Leistungen 
zwar ausgezahlt, die Erstattung durch das 
Land Schleswig-Holstein jedoch nicht bean-
tragt. 

Erst 2023 fiel der Fehler im Rahmen einer 
internen Kontenanalyse auf. Zu diesem Zeit-
punkt standen Ansprüche des Kreises 
gegenüber dem Land von 6,8 Millionen Euro 
im Raum. Ein erheblicher Teil davon war 
bereits verfristet.“ 
 

NewsLetter: Die externe Untersuchung sollte 
klären, wie ein solcher Vorgang über einen so 
langen Zeitraum unentdeckt bleiben konnte. 
Ist das gelungen? 

Justus Schmitt: „Die Antwort der extern 
beauftragten Prüfer fällt darauf differenziert 
aus. Sie sehen keinen einzelnen Auslöser und 
auch keinen einzelnen Verantwortlichen. 
Stattdessen beschreiben sie eine Reihe von 
organisatorischen Schwächen und individu-
elles Fehlverhalten einzelner Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter. Diese Aspekte haben 
über Jahre hinweg zusammengewirkt. 

Ein zentraler Befund betrifft die Verantwor-
tungsstrukturen innerhalb der Verwaltung. In 
vielen Bereichen wurde gearbeitet, kommu-
niziert und entschieden. Dennoch blieb an 
entscheidenden Stellen unklar, wer die Ge-
samtverantwortung für bestimmte Vorgänge 
trägt. Aufgaben wurden weitergegeben, In-
formationen ausgetauscht und Arbeits-
schritte erledigt – doch die übergreifende 
Steuerung eines Vorgangs war nicht immer 
eindeutig geregelt. 

Die Prüfer kommen deshalb zu dem Schluss, 
dass Verantwortung künftig stärker als Er-
gebnisverantwortung verstanden werden 
muss. Es soll klar erkennbar sein, wer einen 
Vorgang nicht nur bearbeitet, sondern ihn bis 
zum erfolgreichen Abschluss im Blick behält“. 
 

NewsLetter: Ein weiterer Schwerpunkt des 
Berichts ist die Zusammenarbeit zwischen 
verschiedenen Organisationseinheiten. Wo 
gibt es hier Optimierungspotenzial? 

 

 

Wer den Abschlussbericht zur Aufarbeitung des Vorgangs „Kostenerstattung von Sozialleistungen durch das Land Schleswig-Holstein“ liest, erkennt 
schnell: Die Geschichte beginnt zwar mit einem konkreten, vergleichsweise banalen Fehler. Die Erkenntnisse aus der Untersuchung gehen jedoch weit 
darüber hinaus. Im Mittelpunkt steht zunächst ein Vorgang, der seinen Ursprung bereits im Jahr 2016 hat. 
Der NewsLetter sucht nach Aufklärung und hat  den 1. Stellvertr. Landrat Justus Schmitt, der den Prozess zur Aufarbeitung koordiniert hat, interviewt. 
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Kreispräsident ehrt Preisträger 
 

Im Mai wurden Landes- und Bundessiege-
rinnen und -sieger des 73. Europäischen 
Wettbewerbs aus dem Kreis Pinneberg ge-
ehrt worden. Kreispräsident Helmuth Ahrens 
gratulierte den ausgezeichneten Schülerin-
nen und Schülern zu ihren besonderen 
Leistungen und würdigte ihr Engagement für 
europäische Themen. Ehrengast der Veran-
staltung war Annabell Krämer, Vizeprä-
sidentin des Schleswig-Holsteinischen Land-
tages.  
 

Insgesamt wurden 14 Schülerinnen und 
Schüler aus dem Kreis Pinneberg ausge-
zeichnet. Darüber hinaus gingen zwei Geld-
preise an eine 7. Klasse sowie an ein Team 
des 12. Jahrgangs. 
 

„Die kreativen und nachdenklichen Beiträge 
zeigen eindrucksvoll, wie intensiv sich junge 
Menschen mit den Herausforderungen und 
Werten Europas auseinandersetzen“, beton-
te Kreispräsident Helmuth Ahrens. Der Eu-
ropäische Wettbewerb stärke das demokra-
tische Bewusstsein und fördere den respekt-
vollen Dialog über die Zukunft Europas. 
 

 
 

Einen Bundespreis erhielten  
Sophia Charlotte Evers und 
Enna Tons von Theodor-Heuss-Schule, 
Pinneberg  
 

Landespreise gingen an: 
Tanja Lang, Bismarckschule, Elmshorn; 
Angelina Wan und  Aliyah Ranschau vom 
Carl-Friedrich-von-Weizsäcker-Gymnasium, 
Barmstedt; 
Louis Mertens, Jonas Zilske, Aaron Beck 
und Marie Sophie Steffen, alle vom Ludwig-
Meyn-Gymnasium, Uetersen;  
Pia Mohrmann und  Evi Behncke, beide von 
der Theodor-Heuss-Schule Pinneberg 
     

Der Europäische Wettbewerb ist der älteste 
Schülerwettbewerb Deutschlands und bringt 
seit mehr als 70 Jahren europäische Themen 
in den Unterricht. Bundesweit beteiligten 
sich im Schuljahr 2025/26 knapp 75.000 
Schülerinnen und Schüler. In Schleswig-Hol-
stein nahmen rund 3.600 Schülerinnen und 
Schüler aus 81 Schulen teil. Etwa 1.350 Bei-
träge wurden der Landesjury zugeleitet. 
 

Ziel des Wettbewerbs ist es, junge Men-
schen dazu anzuregen, sich kritisch mit aktu-
ellen gesellschaftlichen Herausforderungen 
wie Konflikten, Ungleichheit oder Klimawan-
del auseinanderzusetzen und eigene Vor-
stellungen für ein respektvolles Europa zu 
entwickeln. 
 
 
 
 
 

Feuerwehrtechnische Zentrale in 
Tornesch-Ahrenlohe fertiggestellt 
 

Nach fast 18 Jahren ist die Modernisierung 
der Feuerwehrtechnischen Zentrale (FTZ) in 
Tornesch-Ahrenlohe endlich abgeschlossen. 
Mit einer symbolischen Schlüsselübergabe 
wurde der 3. Bauabschnitt gemeinsam mit 
Politik, Feuerwehr und Verwaltung offiziell 
in Betrieb genommen. Für die CDU-Fraktion 
haben die Abgeordneten Oliver Kusber, Lars 
Karoleski, Mathias Nowatzki und Sven Kruse 
teilgenommen.  

 
2008 hatte der Kreistag den Grundsatz-
beschluss für die Modernisierung der FTZ 
gefasst. Der erste Bauabschnitt wurde 2014 
und der zweite 2016 fertiggestellt. 2018 
beschloss der Kreistag die Planung für den 
nun abgeschlossenen dritten Bauabschnitt. 
Die Gesamtanlage ist damit technisch und 
funktional auf ein zukunftsfähiges Niveau 
gebracht worden. 
 

Damit wurde das klare Signal gesendet, dass 
der Kreis Pinneberg hinter seinen Feuer-
wehren steht und seine Verantwortung für 
den Bevölkerungsschutz ernst nimmt. 
 

Landrätin Elfi Heesch dazu in ihrer Rede: 
„Heute ist ein guter Tag für die Feuerweh-
ren im Kreis Pinneberg. Und es ist ein guter 
Tag für die Sicherheit der Menschen. Der 
Kreis Pinneberg investiert in moderne Infra-
struktur, verlässlichen Bevölkerungsschutz 
und gute Rahmenbedingungen für unsere 
ehrenamtlichen Einsatzkräfte.“  

Die Kosten liegen bei 6,8 Millionen Euro, 
kurioserweise die gleiche Summe, die durch 
Versäumnisse bei der Kostenerstattung 
durch das Land nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz möglicherweise für den Kreis 
verloren geht.  
 

 
 

A20 wird weitergebaut 
Endlich wird die A20 bei Bad Segeberg 
weitergebaut! Vor 2 Wochen fand der 
Spatenstich für den rund 10km langen 
Bauabschnitt zwischen Wittenborn und 
Weede statt. 
     

 
Wirtschafts- und Verkehrsminister Claus Ruhe 
Madsen, Ministerpräsident Daniel Günther und 
Bundesverkehrsminister Patrick Schnieder (v. lks.) 

 
Dem Bundesverkehrsminister Patrick 
Schnieder, dem Ministerpräsidenten Daniel 
Günther, dem Landesverkehrsminister Claus 
Ruhe Madsen und natürlich auch unserem 
Bundestagsabgeordneten Daniel Kölbl war 
die Freude ins Gesicht geschrieben. 
 

Die A 20 ist zukünftig die wichtigste und 
schnellste Ost-West-Verbindung in Nord-
deutschland und verkürzt die Reisezeit im 
Norden um bis zu 50 Prozent. Somit entlastet 
die A 20 nicht nur das nachgeordnete 
Straßennetz, sondern verbessert die 
Erreichbarkeit der norddeutschen Region. 
Davon profitieren in hohem Maße 
Anwohner, Pendler, Wirtschaft und 
Tourismusbranche – auch im Kreis Pinneberg. 

 

 
Der Tornescher Bundestagsabgeordnete Daniel 
Kölbl, vor einem Jahr noch Mitglied der CDU-Kreis-
tagsfraktion, hier mit Verkehrsminister Patrick 
Schnieder. 

 

 

Zum Besten für den Kreis Pinneberg 
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Seit der letzten Ausgabe des 
NewsLetters feierten  

Patricia Burek 
und 

Katrin Schrade 
aus der CDU-Kreistagsfraktion  

ihren Geburtstag 
 

 

Wir wünschen ihen Glück, Erfolg, 

Zufriedenheit und gute Gesundheit. 
 

 

 

Darüber hinaus hatte auch die ehemalige 
CDU-Kreistagsabgeordnete 

  

Petra Thies-Klapp 
 

ihren Ehrentag. 
 

Auch ihr wünschen wir  
alles erdenklich Gute. 

 
 

 
 

Auch 2026 wird der Kreis Pinneberg den 
Drosteipreis und einen Jugendförder-
preis Kunstschaffenden verleihen, die 
mit ihrem Wirken einen besonderen Bei-
trag zur Bereicherung des kulturellen 
Lebens im Kreis Pinneberg erbringen. Bis 
Freitag, 17. Juli 2026, können einzelne 
Personen oder Personengruppen für die 
beiden Preise vorgeschlagen werden. 
Eigenbewerbungen sind nicht zulässig. 
 

Der Drosteipreis ist mit 5.000 Euro, der 
Jugendförderpreis für den künstlerischen 
Nachwuchs mit 2.500 Euro dotiert.  
 

Nachfragen z.B., welche Voraussetzungen 
für einen Vorschlag erfüllt werden 
müssen, sind möglich bei Herrn Paul 
Maschke von der Kreisverwaltung Pinne-
berg, Fachdienst Kindertagesbetreuung, 
Schule, Kultur und Sport, oder per E-Mail 
an: drosteipreis@kreis-pinneberg.de  
 

 

 

Wir 
gratulieren 

 

 

 

 

 

Zu dem Ende Mai vorgelegten Abschluss-
bericht zur Aufarbeitung des Vorgangs 
„Kostenerstattung nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz durch das Land Schleswig-
Holstein“ erklärt Britta Krey, die Vorsitzende 
der CDU-Fraktion im Pinneberger Kreistag: 
 

„Dieser Abschlussbericht ist ein wichtiger 
Schritt in der transparenten und zügigen 
Aufarbeitung dieses Vorgangs. Ich danke 
insbesondere dem stellvertretenden Landrat 
Justus Schmitt ausdrücklich dafür, dass er 
die externe Untersuchung in einer schwie-
rigen Situation sachlich und professionell 
koordiniert hat. 
 

Der Bericht zeigt deutlich, dass es struk-
turelle und organisatorische Defizite inner-
halb der Kreisverwaltung gibt. Diese klar zu 
benennen, ist jetzt entscheidend, denn nur 
so können die  richtigen Schlussfolgerungen 
für die Zukunft gezogen werden. Das ge-
meinsame Interesse von Politik und Ver-
waltung ist schließlich, die Kreisverwaltung 
organisatorisch weiter zu stärken und Ab-
läufe zu verbessern, um Fehler künftig früh-
zeitig zu erkennen und im besten Fall ganz 
zu vermeiden. 
 

Die Handlungsempfehlungen des Berichts 
bieten dafür eine wichtige Grundlage. Da-
raus werden nun auch politische Beschlüsse 
folgen müssen, um Controlling, Verantwor-
tungsstrukturen und interne Abläufe nach-
haltig zu verbessern. 
 

Gleichzeitig gehört zu einer glaubwürdigen 
Aufarbeitung auch, dass Fehler nicht folgen-
los bleiben können. Auch darüber wird zu 
sprechen sein. Der Abschlussbericht schafft 
nun endlich die notwendige Grundlage, um 
diese Debatte sachlich und verantwortungs-
voll zu führen.“ 
 

 
 

Vorschläge für den Drosteipreis 

 
 

TERMINE 
 

Juni 2026 

 
 
Montag, 08.06.2026, 19.00 Uhr: 
Sitzung des erweiterten CDU-Fraktionsvorstandes, 
Videokonferenz  

 
 

Dienstag, 09.06.2026,18.30 Uhr: 
Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, 
Regionalentwicklung und Verkehr 
 
 

Mittwoch, 10.06.2026, 16.30 Uhr: 
Sitzung des Hauptausschusses,  
Elmshorn, Kreistagssaal  

 
Mittwoch, 10.06.2026, 19.00 Uhr: 
Sitzung der CDU-Fraktion,  
Elmshorn, Raum Langes Tannen 
Elmshorn, Kreistagssaal  

 
Donnerstag, 11.06.2026, 18.30 Uhr: 
Sitzung des Ausschusses  
für Schule, Kultur und Sport 

 
Montag, 15.06.2026, 19.00 Uhr: 
Sitzung des geschäftsführenden CDU-
Fraktionsvorstandes,  
Videokonferenz 

 
Mittwoch, 17.06.2026, 19.00 Uhr: 
Sitzung der CDU-Fraktion, 
Videokonferenz  

 
Donnerstag, 18.06.2026, 18.00 Uhr: 
Sitzung des Jugendhilfe-Ausschusses  
Elmshorn, Kreistagssaal  

 
Montag, 22.06.2026, 19.00 Uhr: 
Sitzung der CDU-Fraktion,  
Videokonferenz 

 
Mittwoch, 24.06.2026, 18.00 Uhr: 
Sitzung des Kreistages 
Elmshorn, Kreistagssaal  

 
Montag, 29.06.2026, 19.00 Uhr: 
Sitzung des erweiterten CDU-Fraktionsvorstandes, 
Videokonferenz  

 
Dienstag, 30.06.2026,18.30 Uhr: 
Sitzung des Finanz-Ausschusses als 
Konsolidierungsausschuss 
Elmshorn, Kreistagssaal 
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